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Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 8„ Senat des Bundessozialgerichts

ohne mündliche Verhandlung am 25„ Oktober

1958 / '

'

gemäß@124 Abs„ 2 sec für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 26„

Härz 1956 wird als unbegründet zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu er—

statten„ ’
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Dunh Bescheid des Versorgungsamts (Versorng) Würzburg vom 10°

Juli 1950 wurde bei dem Kläger als beistungsgrund nach dem Körber—
beschädigtenleistungsgesetz (KBLG) "Steigerung der Schilddrüsen—

tätigkeit im Sinne der Verschlimmerung eines anlagemäßig bedingten

Leidens" anerkannt und ihm eine Beschädigtenrente nach einer Min—

derung der Erwerbsfähigkeit (MdE°) um 30 VeH° vom 1° Mai 1948 an geä
währt° Er erhielt durch Umanerkennungsbescheid vom 10° September :

1951 nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) wegen derselben Schä—
digungsfolge ebenfalls eine Rente nach einer MdB° um 30 VOH° Das

VersorgA° Würzburg entzog nach Durchführung einer Kur in der Ver—

sorgungskuranstalt Bad Nauheim durch Neufeststellungebescheid vom
24„ Mai 1952 diese Rente wegen einer wesentlichen Änderung der Ver—

hältnisse im Sinne des 5 62 BVG, da eine Steigerung der Schilddrü—

sentätigkeit nach dem Ergebnis der versorgungsärztlichen Unter—

suchung nicht mehr bestehe„ ‘

Gegen diesen Bescheid hat der Kläger beim Oberversicherungsamt
(OVA„) Würzburg Berufung unter Vorlage einer Bescheinigung seines

behandelnden Arztes Dr° Vxxxxxxxnc vom 19„ Juni 1952 eingelegt mit

der Begründung, daß sich sein Leiden durch die Kur in Bad Nauheim

nicht nachhaltig gebessert habe; vielmehr sei durch die Belastung

im Beruf der Grundumsatz wieder erheblich erhöhte Nachdem ein ge—

richtsärztliches Gutachten vom 27„ Oktober 1952 (Dr() Sehxmxxxx) zu
dem Ergebnis gekommen—war, daß im vorliegenden Falle noch eine kli—

nische Beobachtung zweckmäßig sei, hat das OVAD ein Obergutachten

' von der Medizinischen Klinik der Universität Würzburg eingeholt9

das am 20° November 1952 erstattet werden ist° Die Sachverständi—

gen Prof„ Dr„ Fxxxxx und Dr° ZxxxXxxxsind im Hinblick auf das kli-

nische Untersuchungsergebnis zu der Auffassung gelangt, daß es

sich bei dem Kläger um eine mittelschwere Hyperthyreose mit allen

Zeichen vegetativer Uberregbarkeit handle° Ferner liege ein

orthostatisches Syndrom vor, das ebenfalls in die Kategorie der ve»

getativen kbilität eingeordnet werden könne° Da das Leiden des

Klägers vor allem auf seine konstitutionelle Veranlagung zurück—

zuführen sei, könne eine richtunggebende Verschlimmerung durch

seinen Wehrdienst nicht angenommen werden° Die MdE° betrage daher

weniger als 25 v„H° Durch Urteil vom 210 Januar 1953 hat das OVA„

Würzburg die Berufung des Klägers gegen den Bescheid des VersorgA„

- 3 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 _

Würzburg vom 24. Mai 1952 zurückgewiesen. Es hat sich der

Äußerung des Gerichtsarztes Dr. Seh£xxxxxtum.insbesondere dem
Gutachten der Medizinischen Universitätsklinik Würzburg ange—
schlossen.

Der Rekurs des Klägers gegen das Urteil des OVA. Würzburg ist

nach 5 215 Abs.“3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) auf das Bayerische
Landessozialgericht (LSG.) als Berufung übergegangen. Das LSG.

hat die Berufung durch Urteil vom 26. März 1956 als unzulässig

verworfen; es hat die Revision zugelassen. In den Entscheidunge—

gründen wird ausgeführt: Der angefochtene Besheid sei ein Neu—

feststellungsbescheid nach 5 62 BVG. Da bei dem Kläger eine

Heilbehandlung in der Versorgungskuranstalt Bad Nauheim durch—

geführt werden und dadurch nach Ansicht des Beklagten eine

Besserung seines Leidens eingetreten sei, habe seine Rente

ohne Einhaltung der sonst geltenden Zweijahresfrist entzogen

werden können. Es handele sich somit bei dem Bescheid vom

24. Mai 1952 um eine Neufeststellung der Rente wegen Änderung

der Verhältnisse im Sinne des 5 1700 Nr. 8 Reichsversicherungs—
ordnung (RVG), so daß nach dieser Vorschrift der Rekurs aus—

geschlossen géwesen sei. Daran ändere auch nichts der Umstand,

daß 5 1700 Nr. 8 BVD keine Anwendung habe finden können, wenn

in der Unfallversicherung die Rente des Beschädigten nach

Durchführung einer Heilanstaltspflege unabhängig von dem Nach"

weis der Besserung neu festgesetzt worden sei. Da der vom Klä—

ger eingelegte Rekurs gegen das Urteil des OVA. Würzburg unzu—

lassig gewesen sei, müsse nach Übergang der Sache auf das Bayer—

ische LSG. die Berufung auch nach dem SGG als unzulässig ver—

WOrfen werden.

Gegen dieses am 24. Mai 1956 zugestellte Urteil des Bayerischen

LSG. hat der Kläger mit Schriftsatz vom 19. Juni 1956 Revision

eingelegt und beantragt:

1. Unter Aufhebung des Urteils des Bayerischen LSG.

vom 26. März 1956 und der diesem Urteil zugrunde—

liegenden Vorentscheidungen nach dem Klageantrag

zu erkennen.

2. Hilfsweise, die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Bayerische LSG. zurück—

zuverweisen.

Mit der Revision rügt der Kläger die unrichtige Anwendung des
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5 1700 Nr„ 8 RVO° Er ist der Auffassung, daß das Berufungsgericht

eine Sachentscheidung hätte treffen müssen, da diese Vorschrift

wegen der Besonderheit des © 62 Abs° 2 Satz 2 BVG bei der Neufest—
stellung nach Durchführung einer Heilbehandlung keine Anwendung

finden könne9 Im Recht der Unfallversicherung sei die Neufeststel—

lung einer Rente nach Durchführung einer Heilanstaltspflege unab—

hängig von dem Nachweis einer Besserung möglich. Es handele sich

also dort nicht um eine Neufeststellung wegen Änderung der Verhält—

nisse, so daß in solchen Fällen der Rekursausschließungsgrund des
5 1700 Nr. 8 RVG nicht eingreife. Wolle man diese Vorschrift aber

in den Fällen des 5 62 Abs° 2 Satz 2 BVG als rekursausschließend

ansehen, so liege darin eine offensichtliche Schlechterstellung

der Versorgungsberechtigten, die vom Gesetnger nicht gewollt sein

könne„

Der Beklagte beantragt, die Revision des Klägers gegen das Urteil

des Bayerischen LSG° vom 26' März 1956 als unbegründet zurückzu—
weisen° Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend„

Die Parteien haben sich mit einer Entscheidung Ohne mündliche Ver—

handlung nach @ 124 Abs° 2 SGG einverstanden erklärt°

Die Revision ist durch Zulassung statthaft (@ 162 Abs. 1 Satz 1

SGG)° Sie ist auch frist— und formgerecht eingelegt und begründet

worden (5 164 SGG); sie ist daher zulässig°

Die Revision ist jedoch unbegründet°

Der Kläger rügt, daß das LSG. seine Berufung gegen das Urteil des

OVA° Würzburg vom 21° Januar 1955 zu Unrecht als unzulässig verwor-
fen habe, da der Rekurs gegen diese Entscheidung nach dem bis zum

Inkrafttreten des SGG am 1" Januar 1954 geltenden Recht der EVO

zulässig gewesen sei. Wie das Bundessozialgericht (BSGO) in stän—

diger Rechtsprechung entschieden hat (BSG. 1 S. 204; SozR° SGG
@ 215 Bl‚ Da 5 Nr. 18 und Bl. Da 6 Nr. 20), wird der gegen das Ur—

teil eines Bayerischen 0VA. eingelegte Rekurs, wenn er nach dem

bis zum Inkrafttreten des GGG geltenden Verfahrensrecht ausgeschlos—

sen war, nach dem Übergang der Sache auf das LSG. gemäß 5 215 Abs‚3

SGG auch dann nicht zulässig, wenn er als Berufung neuen Rechts

nach den 5% 143 bis 150 SGG zulässig wäre. Ein Rechtsmittel, das

gegen eine vor dem 1. Januar 1954 erlassene Entscheidung eines OVA.

_ 5 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 _

* eingelegt, aber vor diesem Stichtag nicht mehr erledigt werden

ist, muß daher in doppelter Hinsicht auf seine Zulässigkeit hin

geprüft werden, nämlich nach altem und nach neuem Recht; denn

das Rechtsmittel wird — wie das BSG° in den angeführten Entschei—

dungen eingehend dargelegt hat — schon dann zu Fall gebracht,

wenn es nach altem oder nach neuem Recht unzulässig ist° In Über—
gangsfällen muß das Rechtsmittel somit sowohl nach früherem Ver—

fahrensrecht als auch nach den Vorschriften des SGG zulässig sein,

Im vorliegenden Falle ist der auf das LSG. als Berufung überge—

gangene Rekurs des Klägers nicht nach 5 148 Nr. 3 SGG ausge—
schlossen, da die Gewährung der durch den angefochtenen Bescheid

vom 24° Mai 1952 entzogenen Grundrente streitig ist„ Das Beru—
fungsgericht hat\aber zutreffend entschieden, daß der von dem

(Kläger gegen das Urteil des OVA° Würzburg'vom 21° Januar 1953

eingelegte Rekurs nach 5 1700 Nr° 8 RVO nicht zulässig waro

Nach dieser Vorschrift ist der Rekurs ausgeschlossen, wenn es
sich um die Neufeststellung von Dauerrente wegen Anderung der

Verhältnisse handelt° Der Kläger erhielt durch Umanerkennungs—

bescheid vom 100 September 1957 nach dem BVG wegen “Steigerung

der Schilddrüsentätigkeit im Sinne der Verschlimmerung eines

_anlagebedingten Leidens" eine Rente nach einer MdEo um 50 VOH„

Nach Durchführung einer Kur in der Versorgungskuranstalt Bad

Nauheim entzog der Beklagte durch den angefochtenen Bescheid

vom 24° Mai 1952 diese Rente wegen einer wesentlichen Änderung

der Verhältnisse im Sinne des © 62 Abs° 2 BVG° Dort ist be—
stimmt, daß die Grundrente eines Beschädigten grundsätzlich

nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach Zustellung des Feststel—

lungsbescheides gemindert oder entzogen werden darf° Sie kann

aber schon früher neu festgestellt werden, wenn durch Heilbe—

handlung eine wesentliche und nachhaltige Steigerung der Er—

werbsfähigkeit erreicht werden ist, In den Fällen des $ 62

Abs° 2 Satz 2 BVG handelt es sich nach dem eindeutigen Wort—

laut dieser Vorschrift um eine Neufeststellung wegen einer we—

sentlichen und nachhaltigen Steigerung der Erwerbsfähigkeit

durch Heilbehandlung, also wegen einer wesentlichen Änderung

der Verhältnisse gegenüber dem vor der Heilbehandlung be—

stehenden Gesundheitszustand° Der angefochtene Bescheid vom
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24. Mai 1952 beruht auf 5 62 Abs° 2 Satz 2 BVG und stellt

somit die Neufeststellung einer Dauerrente wegen Anderung

der Verhältnisse im Sinne des 5 1700 Nr° 8 RVO dar„

Hieran ändert sich auch nichts dadurch, daß diese Vorschrift

bei der Neufeststellung einer Rente in der Unfallversicherung
nach Gewährung von Heilanstaltspflege keine Anwendung finden

kann, weil es sich hierbei um eine Feststellung handelt, die

jederzeit nach Durchführung von
Heilenstaltspflegé auch ohne

wesentliche Änderung der Verhältnisse vorgenommen werden kenne

Liegt aber eine Neufeststellung wegen Änderung der Verhält—

nisse nicht vor, wenn in der Unfallversicherung nach Durch—

führung von Heilanstaltspflege die Rente unabhängig von den

früheren Verhältnissen festgestellt wird, so kann 5 1700 Nr„ 8

BVD keine Anwendung finden. Dies verkennt der Kläger selbst

nicht; er ist nur der Auffassung, daß ein Versorgungsberech-

tigter insoweit schlechter gestellt sei als ein gegen Unfall

Versicherter„ Hierauf kommt es aber bei der Frage, ob die

Vorschrift des © 1700 Nr° 8 RVO als Rekursausschließungs—

grund eingreift, nicht an; denn diese Vorschrift ist stets

dann anzuwenden, wenn im Einzelfall ihre Tatbestandsmerk—

male vorliegen° Das trifft aber hier zu, da der angefochtene

Bescheid vom 24. Mai 1952 — wie oben ausgeführt — eine Neu—
feststéllung wegen wesentlicher Änderung der Verhältnisse
darstellt° Im übrigen weist der Beklagte mit Recht darauf

_
hin, daß ein Versorgungsherechtigter nach Durchführung einer

Heilbchandlung in materiell—rechtlicher Hinsicht besser ge—
stellt ist als ein gegen Unfall Versicherter nach Durch«

führung von Heilanstaltspflege. Denn bei einem Versorgungs—

berechtigten dürfen im Gegensatz zur Unfallversicherung

nach @ 62 Abs„ 2 Satz 2 BVG die Versorgungsbezüge nur dann

neu festgestellt werden, wenn durch Heilbehandlung eine

wesentliche und nachhaltige Steigerung der Erwerbsfähig—l

keit erreicht worden ist und somit eine wesentliche Ände—

rung der Verhältnisse gegenüber dem vor der Heilbehandlung

bestehenden Gesundheitszustand vorliegt"

Das Bayerische LSG. hat niernach durch das angefochtene

Urteil die Berufung des Klägers gegen die Entscheidung
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des OVA„ Würzburg vom 21. Januar 1953 zu Recht als unzulässig
verworfen, weil sein Rekurs nach 5 1700 Nr° 8 BVG ausgeschlos—

sen war und dieses Rechtsmittel nach dem Übergang der Sache

auf das LSG° gemäß @ 215 Abs° 3 SGG auch dann nicht zulässig

wird, wenn es als Berufung neuen Rechts nach den 55 143 bis

150 SGG zulässig wäre° Die Revision des Klägers war daher

als unbegründet zurückzuweisen (@ 170 Abs„ 1 Satz 1 SGG)°

Die Kostenentscheidung beruht auf % 193 SGG°
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